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Norddeutſcher Reichstag. 
51. Sitzung am 2. Juni. 

Präſident Dr. Simſon eröffnet die Sitzung um 
ö ‚10%, Uhr. 
a Am Tiſche der Bundes - Kommiſſarien Präſident 
N Delbrück und mehrere Kommiſſare. 

Abg. Schulze (Berlin) hat folgende Interpellation 
eingereicht: g 

1) Hat der Herr Bundeskanzler Kenntniß von 
dem durch die Königl. ſächſiſche Staatsregierung un⸗ 
mittelbar vor Exlaß des Bundesgeſetzes vom 4. Juli 
1868 „über die peivatrechtliche Stellung der Erwerbs- 
und Wirthſchafts-Genoſſenſchaften“, publizirten Geſetze 
vom 15. Juni 1868 „über juriſtiſche Perſonen“ er⸗ 
halten, welches unter anderen Materien auch die Ver⸗ 
hältniſſe der in dem Bundeegeſetze bezeichneten Vereine 


nach Publikation des Bundesgeſetzes, laut der ſächſiſchen 
Ausführungs⸗Verordnung vom 23. Juli 1868 rüd- 

ſichtlich der mit dem letzteren in Widerſpruch ſtehenden 
Beſtimmungen, aufrecht erhalten wird? 2) Welche 

6 Schritte gedenkt der Herr Bundeskanzler dieſem dem 
Artikel 2 der Bundesverfaſſung zuwiderlaufenden Vor⸗ 
gehen der Königl. ſächſiſchen Staatsregierung gegenüber 

zu thun? Molive. Nach Art. 2 der norddeutſchen 
Bundesverfaſſung gehen die Bundesgeſetze den Landes⸗ 

geſetzen vor, ſo daß die bei Erlaß eines Bundesgeſetzes 
beſtehenden Landes geſetze über denſelben Gegenſtand, fo 

weit ſie mit erſteren in Widerſpruch ſtehen, außer 
Gültigkeit treten. Dies iſt rückſichtlich derjenigen Ab⸗ 

1 ſchnitte des bezeichneten ſächſiſchen Geſetzes der Fall, 
welche die pitvatrechtlichen Verhältniſſe der in dem Bun⸗ 
desgeſetze qualifizirten „Erwerbs- und Wirthſchafts⸗ 
genoſſenſchaften“ regeln. Da die Königlich ſächſiſche 
Staatsregierung auch gegenwärtig noch das von ihr 
erlafjene Geſetz, dem entgegen, in allen feinen Theilen 
aufrecht erhält, ſo erſcheint es dringend geboten, über 
vie Stellung der Bundesbehörden gegenüber einem ſolchen 
Vorgange Seitens der Regierung eines Einzelſtaate; 
volle Klarheit zu erlangen. Einmal wird nämlich bei 
Ziulaſſung eines derartigen Verfahrens im Allgemeinen 
die Forderung einheltlicher Fortbildung des Rechts inner⸗ 


ſtellen, weſentlich altert. Dies fällt aber bei einer dem 
Gebiet des Handels- und Kommerzrechtes angehörigen 
Materie, wie die des Genoſſenſchaftsweſens es unzweifel⸗ 
haft iſt, doppelt in das Gewicht, da hier das Bedürf- 
niß einheitlicher Rechtegrundſätze jo ſtark hervortritt, daß 
es ſogar unter der Herrſchaft des alten deutſchen Bun⸗ 
des zu einer gemeinſamen Geſetzgebung führte. Anderer⸗ 
ſeits find auch die bezüglichen Genoſſenſchaſten in dem 
betreffenden Bundeslande ſelbſt im hohen Grade dabei 
intereſſirt, daß, zur Vermeidung jeder Rechtsunſicherheit, 
0 die berührte Frage klar entſchleden, und ihnen Gewiß⸗ 
ö heit darüber verſchafft werde, welche geſetzliche Normen 
ſie bei ihrer Organiſatlon zu Grunde zu legen haben, 
ohne ſich der Gefahr auszuſetzen, die Grundlagen ihrer 
Verfaſſung irgendwie angeſochten zu ſehen. 
Präſident Dr. Sim ſon erklärt, daß die Inter⸗ 
a pellation in der nächſten Sitzung werde beantwortet 
werden. 

Erſter Gegenſtand der Tagesordnung iſt der vierte 
Bericht der Petitions-Kommiſſton. 

Die Aelteſten, Lehrer und Mitglieder der Men- 
noniten-Gemeinden (1831 an der Zahl) in Oſt- und 
Weſtpreußen haben unterm 4. März c. eine Petition 
an den Reichstag gerichtet, in welcher ſie die Wieder⸗ 
berftellung der ihnen früher zugeſtandenen Wehrfreiheit 
ö erbitten. 

Bei der Berathung dieſer Petition in der Kom⸗ 
miſſion erklätte der Bundeskommiſſar, daß der Reichstag 
die Befreiung der Mennoniten vom Kriegsdienſte auf- 

10 gehoben habe. Die Bundesregierungen hätten dies leb⸗ 
haft bedauert, aber der Alternative gegenüber, entweder 


allgemeine Wehrpflicht hereinzuziehen, nach reiflicher Er⸗ 
wägung den letzteren Weg gewählt, und werde die 
Milde der Ausführung des Geſetzes vom 9. November 
1867 wohl am beſten durch die Kabinetsordre vom 
3. März 1868 bethätigt, laut welcher die Mennoniten 


hätten. 
Die Kommiſſton beſchloß aus dieſen Gründen den 


Antrag des Abg. v. Brauchitſch (Elbing) vor: 1) An 
das Allerhöchſte Bundespräſidium und an den Bundes- 


in welcher Weiſe denjenigen, ſeither unter dem Schutze 
des Gnaden - Privilegit vom Jahre 1780 lebenden 
Mennoniten, welche an ihrem in anerkannter Geltung 
ſtehenden Glaubenebekenntuiß unverbrüchlich feſthalten 
und deshalb nach wie vor jede Art des perſönlichen 
Kriegsdienſtes ablehnen, auch fernerhin volle Gewiſſeus⸗ 


— 


und zwar abweichend von demſelben ordnet, was auch freiwillig der gejeplichen Kriegsdienſtpflicht unterwerfen, 


e 
bald der Grenzen der Vundesverfaſſung im Bundes- und 
ee e Wee und eh gleichmäßig auf- Entſchädlgung für die Beſchränkung des Grundeigenthums 


f be freiheit aus Toleranz in ihrem Vaterlande geſichert wer⸗ 


Abendblatt. 


den kann, — und zu dieſem Zweck die nöthigen Ein⸗ 
leitungen baldigſt, und zwar mit der Maßgabe zu treffen, 
daß die mennonſtiſchen Gegenleiſtungen, den jetzigen 
Verhältniſſen entſprechend, im Wege der Geſeßtzgebung 
neu regulirt werden; — 2) eventuell, d. h. wenn der 
Reichstag ſich nicht dazu entjchließen ſollte, für die 
Uebung dieſer von allen preußiſchen Herrſchern gegen⸗ 
über den Glaubensverwandten aller Bekenntniſſe ftets 
bewieſenen Toleranz im vorliegenden Falle einzutreten: 
an die genannten beiden Höchſten Stellen den Antrag 
zu richten: daß den bezeichneten Mennoniten, Familien 
ſtrengerer Richtung, zur Ermöglichung ihrer Auswande⸗ 


rung und alſo zur Auflöſung ihrer hieſigen Wirth⸗ 


ſchaſten eine angemeſſene Friſt, etwa bis zum Jahre 
1874, bewilligt werde, binnen welcher ihre im militär- 
pflichtigen Alter befindlichen Söhne, welche ſich ni 


mit der letzteren verſchont bleiben. 


Abg. Wagener Neuſtettin) vertheldigt dieſes 


Amendement. Er ſucht nachzuweiſen, daß das Geſetz 
vom 9. November 1867 das Privilegium der Men- 
noniten nicht aufgehoben habe. Dazu bedürfe es eines 
beſonderen Geſetzes und ſelbſt, wenn man von der An- 
ſicht ausgehen ſollte, daß das Privilegium aufgehoben 
ſei, jo könne dies doch nicht ohne Entſchädigung ge⸗ 
ſchehen. 

Abg. v. Forckenbeck empfiehlt den Uebergang 
zur Tagesordnung. 

Abg. Wagener (Neuſtettin) erwidert, daß die 
preußiſche Regierung die Exiſtenz eines Privileglums ſtets 
anerkannt habe, und es ſei bei Berathung der preußi⸗ 
ſchen Verfaſſung ausdrücklich anerkannt, daß dieſe das 
Privilegium nicht aufgehoben habe. 

Abg. v. Hennig empfiehlt gleichfalls den Ueber⸗ 
gang zur Tagesordnung. Durch ſolche Befreiungen 
werde man keine guten Staate bürger erziehen, man 
bringe nur Zwieſpalt in das Land. 

Die Diskuſſion wird geſchloſſen und der Ueber⸗ 
gang zur Tagesordnung mit großer Majorilüt ange⸗ 
nommen. gerd t 
Zweiter Gegenſtand der Tagesordnung iſt 
zweite Berathung über den Antrag der Abgg. Ke 
Genoſſen, wegen eines Geſctzentwurfs, betr. bie 


durch die FJeſtungs-Rayon-Beſtimmungen auf Grund des 
von der zehnten Kommiſſion erftatteten Berichts. 

Die Kommiſſion (Berichterſtatter Abg. Meier 
(Thorn) hat den Antrag des Abg. Kratz abgelehnt 
und beantragt: 1) den Vundeskanzler zu erſuchen, in 
der nächſten Seſſion dem Reichstage eine Geſetzesvor⸗ 
lage zu machen, in welcher a. für alle durch die 
Feſtungs⸗Rapon⸗Vorſchriften eintretenden Beſchränkungen 
des Privateigenthums Entſchädigung aus der Bundes- 
laſſe gewährt wird; b. dieſe Entſchädigungepflicht des 
Bundes auf alle derartigen ſeit dem 1. April 1869 
neu eingetretenen Beſchränkungen zurückbezogen wird; e. 
für die endgültige Feſtſtellung der Höhe der Entſchädi⸗ 
gung der Rechtsweg zugelaſſen wird; 2) hierdurch den 
Antrag des Abg. Kratz für erledigt zu erachten. 

Die Diekuſſion über dieſen Gegenſtand wird 
unter großer Unaufmerlſamkeit des Hauſes und vor faſt 
leeren Bänken geſührt. 

Der Abg. Kratz vertheidigt in langer Ausführung 
ſeinen Antrag, Abg. Wehrenpf enn ig den Antrag 
der Kommiſſion. 

Bei der Abſtimmung wird der Antrag der Kom- 
miſſion mit großer Majorität angenommen. 

Der Referent Stephani (Leipzig) berichtet über 
eine zu dem bekannten Hagen'ſchen Antrag eingegangene 
Petition, welche durch den über dieſen Antrag gefaßten 
Beſchluß für erledigt erklärt wird. 

Vierter Gegenſtand der Tagesordnung iſt der An- 
trag der Abgg. Braun (Hersfeld) u. Gen. wegen Er- 
laſſes von Normativ -Beſtimmungen über die Ausgabe 
von Staats-Kaſſenſcheinen der norddeutſchen Bundes⸗ 


das Geſetz wegen Verpflichtung zum Kriegsdienſte dieſes ſtaaten. Der Antrag lautet: Der Reichstag wolle be- 
Beſchluſſes halber nicht zu Stande kommen zu laſſen ſchließen: den Bundeskanzler zu erſuchen, dem Reichstag 
oder die Mennoniten mit thunlichſter Schonung in die baldthunlichſt eine Leſetzesvorlage zu machen, welche, in 


Ausführung des Art. 4 der Bundeeverfaſſung, die Aus⸗ 
gabe von Staatekaſſenſcheir en der norddeutſchen Bun⸗ 
desſtaaten regelt. 5 18 

Abg. Braun (Hersfeld) rechtfertigt ſeinen Antrag 
mit wenigen Worten, indem er auf die vielen Unzu⸗ 


nur als Nichtkombattanten den Kriegsdienſt zu leiſten träglichkeiten hinweiſt, welche mit der verſchiedenartigen 


Ausgabe des Papiergeldes verbunden ſelen. 
Buudeskommiſſar Michaelis: Bei der Regelung 


Uebergang zur Tagesordnung. Hierzu liegt folgender dieſer Angelegenheit wird auf den Umfang Rückſicht ge- 


nommen werden müſſen, in dem jeder Staat Papier- 
geld auszugeben berechtigt iſt. Es iſt nicht zu verlen⸗ 


rath den Antrag zu richten: in Erwägung zu ziehen, nen, daß die Papiergeld-Verhältniſſe in Norddeulſchland 
ſehr ungünſtige find. 


d. Die Schwierigkeiten aber liegen 
weniger in der zukünftigen Regelung der Angelegenheit, 


ſondern in dem, im Umlauſe befindlichen Papiergelde 
im Betrage von etwas über 40 Millionen. Daß dieſes 
Papiergeld ſich auf die verſchiedenen Staaten ſehr ver- 
ſchieden vertheilt, verſteht ſich von ſelbſt. Sollte alſo 
die Regelung der Papiergeldausgabe rückwirkend eintre⸗ 
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ten, dann würde eine große Anzahl von Staaten in 
der Lage ſein, ſehr erhebliche Zinslaſten übernehmen zu 
müſſen. Gegenwärtig iſt die Finanzlage in den ein- 
zelnen Bundesſtaaten durchaus nicht dazu angethan, ſo 
ſchwere finanzielle Laſten zu tragen. Die Frage hängt 
zuſammen mit der Regelung der Bankfrage, der in 
dieſem Augenblick noch ſchwer entgegengetreten werden 
kann. Die Schwierigkelten, welche im norddeutſchen 
Bunde hauptſächlich vorliegen, würden den Antrag nicht 
löſen. Sollte der Antrag ſich blos auf die Zutunft 
beziehen, jo würde der praltiſche Erfolg ein ſehr gerin- 
ger ſein. Ich muß mich deshalb zur Zeit gegen den 
Antrag erlären. 

Nach einigen Worten des Vertreters des Fürſten⸗ 
thums Reuß jüngere Linie, Staatsminſſter v. Harbou, 
und des Abg. v. Rohland wird der Antrag Braun 
(Hersfeld) mit großer Majorität angenommen. 


Es folgt die erſte und zweite Berathung über den 
Antrag der Abgg. Wiggers (Berlin) und Genoſſen we⸗ 
gen Annahme eines Geſetzentwurſes, betreffend die Gleich 
berechtigung der Konfeſſionen in bürgerlicher und ſtaats⸗ 
bürgerlicher Beziehung. (Der Geſetzentwurf iſt bereits 
früher mitgetheilt.) 

Abg. Graf Baſſewitz erklärt ſich gegen den Antrag, 
weil er die Kompetenz des Bundes überſchreite. 

Der Bundeskommiſſar Geh. Rath v. Puttlam- 
mer erklärt, daß der Bundesrath mit der Erwägung 
der Angelegenheit beſchäftigt ſei. Der betreffende Aus⸗ 
ſchuß habe einen Bericht erſtattet, der im Weſentlichen 
mit dem vom Antragſteller vorgelegten Geſetzentwurfe 
übereinſtimme. Der Bundesrath ſei noch nicht in der 
Lage geweſen, ſich mit dieſem Bericht zu beſchäftigen. 

Abg. Windthorſt (Meppen) erklärt ſich der Form 
wegen gegen den Antrag, in der Sache iſt er mit dem⸗ 
ſelben vollkommen einverſtanden. Er bedauert, daß es 
Staaten in Norddeutſchland gebe, die zu einem ſolchen 
Antrage Veranlaſſung gäben. 

Nachdem der Antragſteller Abg. Wiggers ſeinen 
Antrag mit wenigen Worten befürwortet, wird derſelbe 
mit großer Majorität angenommen. 

Der ſiebente und achte Bericht der Petitionsfom- 
niſſton wird ohne erhebliche Debatte nach den Anträ 
der Kommiſſton erledigt. ref 

Der achte Gegenſtand der Tagesordnung iſt die 
zweite Berathung über den Geſetzentwurf wegen Berech⸗ 
tigung des Haushaltsetat des norddeutſchen Bundes für 
das Jahr 1868 auf Grund der Anträge der XIII. 
Kommiſſion. N 

Die Kommiſſion beantragt: „an Stelle des im 
Namen des Präſidiums des norddeutſchen Bundes vor- 
gelegten Geſetzentwurſes folgendem Geſetze ſeine verfaſ⸗ 
ſungsmäßige Zuſtimmung zu ertheilen: $. 1. Die Ma- 
trilularbeiträge für die Ausgaben des norddeutſchen Bun⸗ 
des im Jahre 1868 werden auf Grund des Art. 70 
der Verfaſſungs-Urkunde an Stelle der im Tit. 5 der 
Einnahmen des durch Geſetz vom 30. Oktober 1867 
feſtgeſtellten Haushalts-Etats des norddeutſchen Bundes 
für das Jahr 1868 (Bundesgeſetzblatt S. 161 ff.) 
nach Anleitung der als Anlage dem gegenwärtigen Ge⸗ 
ſetze beigefügten Tabelle auf Höhe von 22,483,431 
Thaler feſtgeſtellt und auf die Staaten des norddeut⸗ 
ſchen Bundes nach einer beifolgenden Berechnung ver⸗ 
theilt.“ 


tung des im §. 1 bezeichneten Betrages in Gemäßheit 
des Artikel 72 der Verfaſſungs- Urkunde wird vorbe⸗ 
halten. 

Der Bundeskommiſſar Dr. Michaelis erklärt, 
daß die Feſtſtellung der Etats⸗Ueberſchreitungen nach 
Möglichleit werde beeilt und dem Reichstage vorgelegt 
werden. 
Bundesrath einverſtanden. 

Eine Diskuffion findet weiter nicht ſtatt. 
Antrag der Kommiſſion wird angenommen. 


Neunter und letzter Gegenſtand der Tagesordnung 
iſt die zweite Berathung über Abſchnitt II und III dis 
Geſetzentwurfs, betreffend die Gewährung der Rechts- 
hülfe, auf Grund des über dieſe Abſchnitte des gedach⸗ 
ten Geſetzentwurfs von der XII. Kommiſſion erſtatteten 


Berichts. 


Der II. und III. Abſchnitt des Geſetzentwurfs 
behandeln die Rechtshülfe in Strafſachen und die allge⸗ 


meinen Beſtimmungen. ($$. 20 — 46.) 


Die Kommiſſion hat den Entwurf in mehrfacher 


Beziehung abgeändert. 


Der Berichterſtatter Abg. Schwartze (Sachſen) 
erklärt, daß es der Kommiſſion nicht gelungen ſei, alle 
Bedenken zu beſeitigen; Kontroverſen würden immer ſtatt⸗ 
finden und die Vorſchläge der Kommiſſion trügen nur und folgten darauf die Vorträge des Civil⸗Kabinets, 


den Charakter eines Proviſoriums. 


Die §§. 20 — 22 werden ohne Dislkuſſion ange- 


nommen. 


$. 23 lautet: Die Beſtimmungen der §8. 21 und burg, v. Jagow, eingeladen. 

22 finden auch dann Anwendung, wenn die Perſon, 

deren Auslieferung verlangt wird, dem Staate angehört, heißt, auf der Reiſe nach Berlin an der Grenze 
Auftrage des Königs begrüßt werden und da 


deſſen Gericht um die Auslieferung erſucht iſt. | 


> 9 5 — 


§. 2. Die Rechnungslegung über die Vawol⸗ 


Mit dem Vorſchlage der Kommiſſion ſei der 


Der 


Preis in Stettin vierteljährlich 1 Tylr., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertelj. 1 Thlr. 7½ Sgr. 
monatlich 12½ Sgr., 
für Preußen viertelj. 1 Thlr. 5 Sgr. 


1869. 


Hierzu beantragen die Abgg. v. Luck und Graf 
Baſſewitz folgende Faſſung: 9 

„Die Auslieferung behufs der Unterſuchung kannn 
abgelehnt werden, wenn die Perſon dem Bundesſtaate, 
deſſen Gericht um ihre Auslieferung erſucht worden, an⸗ 
gehört und die ſofortige Inangriffnahme der Unterſuchung 
gegen dieſelbe wegen der ihr beigemeſſenen Handlung zu- 
geſichert wird. Von der Einleitung wie dem Ausgange 


der Unterſuchung iſt dem erſuchenden Gerichte Mitthei - 
lung zu machen. Iſt jedoch in dem Bundesſtaate, = U 
welchem das erfuchende Gericht angehört, ein Straſder⸗ 14 


fahren gegen dieſe Perſon wegen derſelben Handlung 
bereits anhängig gemacht worden, jo kann die Ausliefe⸗ 
rung nicht abgelehnt werden.“ 27 
Nach längerer Diskuſſion rein juriſtiſcher Natur 
wird das Amendement v. Luck abgelehnt, §. 23 ange⸗ 
nommen. ; 
$. 25. Bis zum Erlaſſe eines gemeinſamen 
Strafgeſetzbuches für den norddeutſchen Bund findet die 
Auslieferung auch dann nicht ſtatt, wenn 1) die Hand⸗ 
lung ein politiſches Verbrechen oder Vergehen, oder mit⸗ 
telſt der Preſſe verübt worden iſt, oder 2) ſie nicht mit 
Strafe bedroht oder in Betreff ihrer die Strafverfolgung 
oder die Straſvollſtreckung durch Verjährung ausge- 
ſchloſſen iſt, oder 3) die Handlung nach den Geſetzen 
des Staates, welchem das erſuchende Gericht angehört, 
mit Todesſtrafe oder körperlicher Züchtigung bedroht iſt, 
während die Anwendung dieſer Strafe nach den Ge⸗ 
ſetzen des Staates, welchem das erſuchte Gericht ange- 
hört, nicht zuläſſig it. Ob einer der Fälle unter 1 
oder 2 vorhanden, iſt nach den Geſetzen des Bundes⸗ 178 
ſtaats, in deſſen Gebiete der Beſchuldigte oder Veru- 
theilte ſich Befindet, zu beurtheilen. = 
Abg. v. Luck beantragt: 2) der Kommiljionse 
Vorſchläge nach den Worten: nicht mit Strafen bedroht? 
folgende Worte einzuſchalten: — iſt, falls ſie von 
einem Angehörigen des Staats, welchem das erſuchte 0 
Gericht angehört, begangen wäre. —“ * Br p 
Nach kurzer Discuſſton wird S 25 mit Diefem IN 
Amendement angenommen. = i 


Die übrigen Paragraphen werden ohne erheblich 
Dieluſſion nach den Vorſchlägen die Kommiſſion mit 5 
einigen redaktionellen Aenderungen angenommen. 

S. 40 verpflichtet jeden Norddeutſchen auf Anord- 
nung des Civil⸗ oder Strafgerichts vor Gericht als \ 
Zeuge zu erfcheinen und Zeugniß abzulegen. * a 

Abg. Lasker beantragt folgenden Zuſatz: Gegen 1 
Denjenigen, welcher dieſer Pflicht zu genügen ſich wei⸗ | 
gert, iſt das Gericht befugt, Zwangsbußen bis zur Höhe 
von 200 Thlr. oder auch, je nach der Schwere des 
Falles, Zwangshaft bis zu ſechs Wochen aufzuerlegen. 
Hat der Richter über die ſtreitige Sache entſchieden und 
in der Entſcheidung den Bewelsgegenſtand, über welchen 
das Zeugniß verweigert worden, für erheblich und un- 
erwieſen erklärt, jo wird die Verweigerung als ein Ver⸗ 
gehen mit Gefängniß bis zu 6 Wochen oder Geldbuße 
bis zu 200 Thlrn. beſtraft. 2 

Das Amendement Lasker wird nach kurzer Dis- 
kuſſion angenommen. 2 

Die §§. 41 — 46 werden genehmigt und iſt damit 
die Berathung des Geſetzentwurfs erledigt. 1 

Schließlich beantragt der Abg. Frhr. v. Hagke 
folgende Reſolution: den Herrn Bundeskanzler zu er⸗ 
ſuchen, 1) in der nächſten Sitzungsperiode des Reichstags 
eine überſichtlche Zuſammenſtellung derjenigen Beftim- 
mungen aus den unter den einzelnen norddeutſchen Starten 
abgeſchloſſenen Jurisdiltionsverträgen vorzulegen, welche 
nach der Annahme des Rechtshülfegeſetzes noch als fortbe⸗ 
ſtehend anerkannt werden und 2) die geeigneten Schritte 
zur Herbeiführung des Abſchluſſes von Juriedlltionsver : 


— —— 


trägen mit den ſüddeutſchen Staaten zu thun. Br; 
Die Nr. 1 des Antrages wird abgelehnt, die Nr. Br 0 

2 angenommen. 3 u 
0 


Damit iſt die Tagesordnung erledigt. ve 

Schluß der Sitzung 3 ½ Uhr. — Nächſte Sitzung 
Donnerſtag 10 Uhr. — Tagesordnung: Beantwor⸗ 
tung der Interpellation des Abg. Schulze, Vertrag mit 
Faalien, Anträge des Abg. Graf Solms-Laubach wegen 
der Braumalzſteuer, des Abg. Graf Schulenburg, wegen 
Einberufung des Reichstags, Vertrag mit dem Große 
herzogthum Baden wegen Einführung der militäriſchen 
Freizügigkeit und Petitionen. 


* 


* 


2 

Deutſchlaud. 25 
Berlin, 3. Juni. Se. Majeſtät der König 
traf am Dienflag Nachmittags 5 ¾ Uhr von Potsdam 
bier ein, wohnte der Vorſtellung im Opernhauſe bel 


und kehrte darauf wieder nach Schloß Babelsberg zurück. 
Dort fand geſtern Vormittags zunächſt Empfang ftatt 


des Minifters der landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 


v. Selchow, des Geh. Hofrathes Bord x. Zum Diner 
| war u. A. auch der Dber-Präfident der Provinz Branden⸗ + 


— Der Bice-König von Egypten wird, wie 6 


1 


—— 


dort im Königl. Salonwagen per Extrazug die Reiſe 
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fortſetzen. In Berlin finden während der An weſenheit 


desſelben täglich Feſtivitäten ſtatt. 


— Die Königin Wittwe begiebt ſich in dieſen 
Tagen von Poſſenhofen zum Beſuch an den ſächſiſchen 
Hof nach Schloß Pillnitz und wird von dort ſpäteſtens 
Anfangs nächſter Woche auf Schloß Sansjouci eintreffen. 

— Dem vom Kommerzienrath Weigert in der 
Generalverſammlung der Polytechniſchen Geſellſchaft am 
1. April d. J. angeregten Projekt einer Berliner In⸗ 
duſtrie-Ausſtellung iſt der Vorſtand und Ausſchuß der 
Geſellſchaft jetzt in ſofern näher getreten, daß beſchloſſen 
wurde, die Sache nun in die Hand zu nehmen, zu 
welchem Zwecke eine Kommiſſion unter dem Vorſitz des 
Direltor Bärwald ernannt wurde, die ſich mit hieſigen 
Induſtrlellen und Bauunternehmern in Verbindung ſetzen 
wird, um das Unternehmen vorzubereiten. 

— Zur Beiwohnung der hier jetzt ſtattfindenden 
Exerzitien der Garde-Kavallerie-Regimenter und der ſich 
vom 8. d. Mts, ab daran ſchließenden Beſichtigungen 
derſelben durch Se. Maj. den König find hier einge- 
troffen: der Kgl. ſächſiſche Oberſt und Kommandeur 
des Garde⸗Reiter-Regts. Krug v. Nidda von Dresden 
und der Kgl. ſächſiſche Major v. Trosly, Kommand. 
des 2. Ulanen-Regts. Nr. 18 von Rochlitz. 

— Auf Zichtau bei Gardelegen ſtarb der Herzogl. 
anhaltiniſche Staatsminiſter a. D. und Wirkl. Geh. 
Rath Herr Albert v. Goßler im 63. Lebensjahre am 
Schlagfluſſe. Durch ſeinen Tod verliert auch die kon⸗ 
ſervative Fraltion des preußiſchen Abgeordnetenhauſes 
eines ihrer Mitglieder. 

Poſen, 1. Juni. Die „P. Ztg.“ ſchreibt: 


betheiligt geweſen und nunmehr zur Abbüßung der ihnen 
deshalb zuerkannten Strafe nach Torgau abgeführt 
würden. 

Karlsruhe, 2. Juni. Der „Karlsruher 
Zeitung“ zufolge hat der Großherzog beſchloſſen, der in 
den Adreſſen der ultramontanen Partei geſtellten Bitte 
um Auflöſung der Ständeverſammlung und Einberufung 
eines außerordentlichen Landtages leine Folge zu geben. 

Ausland. 

Wien, 2. Juni. Wie die „Neue freie Preſſe“ 
erfährt, hätte der Vicelönig von Egypten einen Agenten 
nach Petersburg entſendet, um ſondiren zu laſſen, ob 
der Kaiſer geneigt ſei, ihn zu empfangen. 

Paris, 1. Juni. Der Prinz — Kardinal 
Lucian Bonaparte wird im Tullerienſchloſſe erwartet. 
Man kündet an, daß Seine Eminenz am nächſten 
15. Auguſt in Ajaccio der religiöſen Feierlichkeit bei den 
Feſten aus Anlaß des hundertjährigen Geburtstages 
Napoleons I. präſidiren wird. Qu peut-on &tre 
mieux qu'au sein de sa famille. 

London, 1. Juni. Lord Clarendon, der Mi⸗ 
niſter des Auswärtigen, hat den Verein zum Schutze 
des Intereſſes der Beſitzer auswärtiger Staatspapiere 
davon in Kenntniß geſetzt, daß die öſterreichiſche Negie- 
rung erklärt habe, „ſie jet nicht im Stande zu Gun⸗ 
ſteu auswärtiger Befiger öſterreichiſcher Staatspaplere 
von dem Geſetze, welches die Zwangskonvertirung der 
öſterreichiſchen Staatsſchuld verfügt, abzugehen, und fie 
ſei verpflichtet, jede Einnahmequelle zu benutzen, um 
das Land aus ſeinen finanziellen Verwickelungen her⸗ 
auszubringen. Wenn die auswärtigen Staatsgläubiger 


Die Aktionäre, welche vor etwa 30 Jahren die Fonds gewünſcht hätten, ihre öſterreichiſchen Papiere los zu 
zum Bau des hieſigen, unter dem Namen „Bazar“ werden, ſo hätten ſie dies bei mehr als einer Gelegen- 
errichteten Hotels aufbrachten und zum größten Theil heit mit großem Vortheile thun können.“ In Folge 


aus Rittergutsbeſitzern der Provinz und nur aus eini⸗ 
gen hieſigen Einwohnern beſtanden, haben eine Reihe 
von Jahren hindurch auf den Genuß der Nevenuen- 
überſchüſſe zu Gunſten des agronomiſchen Fonds ver⸗ 
zichtet, der ſich inzwiſchen zu der Höhe angeſammelt hat, 
daß man nun an die Errichtung einer landwirthſchaft⸗ 
lichen polniſchen Unterrichtsanſtalt zu gehen beabſichtigt. 
Graf Cießkowski ſoll ſich bereit erklärt haben, ſeine 
% Meilen von hier belegene Beſitzung zu Zabikowo 
von etwa 400 Morgen Acker dem agronomiſchen Ver- 
ein pachtfrei auf 12 Jahre zu überlaſſen und zur Her⸗ 
richtung der nöthigen Gebäude noch die Aufnahme eines 
Darlehns von 6000 Thlr. zu bewilligen. Nach Ab⸗ 


lauf dieſer Zeit ſoll Alles, was innerhalb derſelben auf | feierlich aufgeſtellt. 


der Beſitzung geſchaffen worden, in das Eigenthum des 
Donators übergehen. Mit den Vorbereitungen zu den 
Bauten ſoll demnächſt vorgegangen werden. 

Weſel, 31. Mal. Bei der am 28. flattge- 
habten Pulverexploſion kamen 5 Soldaten ums Leben, 
6 wurden ſchwer, 2 nur leicht verwundet. Die Ge- 
tödteten (3 Artilleriſten und 2 Infanteriſten) wurden 
heute Nachmittag unter den Trauerklängen des Trom⸗ 
peterkorps der Artillerie und der Kapelle des 53. In- 
fanterle-Regiments vom Lazareth aus zur Gruft be- 
ſtattet. Es war dies ein Leichenzug, ſo großartig, wie 
ihn Weſel noch nicht geſehen. Den reich mit Blumen 
geſchmückten, von Kameraden der Dahingeſchiedenen ge- 
tragenen Särgen ging die evangeliſche Geiſtlichkeit voran 
und hinter dem dritten Sarge folgte, da zwei der Ent- 
ſchlafenen katholiſch waren, der katholiſche Garnijon- 
pfarrer. Nunmehr kam der Divifions-Kommandeur, 
der Kommandant der Feſtung, das Difizierlorps der 
Garniſon, eine große Zahl Bürger und endlich eine 
unabſehbare Maſſe Soldaten, welche den verunglückten 
Kameraden das letzte Geleite gaben. Zu beiden Sei- 
ten der Straßen, die der Zug zum Frienhofe zu paſſi⸗ 
ren halte, ſtanden, dicht aneinander gedrängt, große 
Menſchenmaſſen, und wohl kein Auge blieb trocken, als 
die irdiſchen Ueberreſte der in der Blüthe der Jahre jo 
plötzlich Abberufenen vorbeigetragen wurden. Am Mi- 
litärfriledhof war die Menſchenmenge wieder jo groß, 
daß, um nur Raum für den Leichenzug ſelbſt zu ge- 
winnen, derſelbe ſchon vorher abgeſperrt war. Nach 
Einſenkung der fünf Särge ſprachen der katholiſche ſo⸗ 
wohl als der evangeliſche Garniſongeiſtliche. Mit den 
feierlichen Klängen eines Chorals ſchloß der Akt, der 
gewiß allen Umſtehenden unvergeßlich bleiben wird. 

Roſtock, 31. Mai. Die Großherzogliche 
Juſtizkanzlei zu Roſtock hat unterm 27. d. Mts. fol- 
gende Beſtrafung veröffentlicht: „Der Landrath v. Plüs⸗ 
kow auf Kowalz iſt als Verfaſſer eines in Nr. 27 des 
hieſigen „Mecklenburgiſchen Tageblattes“ erſchienenen 
Druckartikels, wegen des darin befundenen Vergehens 
wider den Art. 73 der Verfaſſung des norddeutſchen 
Bundes, bezlehungsweiſe den §. 17 des einheimiſchen 
Preßgeſetzes vom 4. Mal 1856, in eine I4tägige 
Geſfängnißſtrafe, jo wie in eine Geldbuße von 20 Thlr. 
rechtskräftig verurtheilt. 

Dresden, 2. Juni. Vorgeſtern iſt in Nie- 
berjeblig der Großherzog von Toscana nebſt Gemahlin 
eingetroffen und hat ſich ſofort nach Pillnitz begeben. 
Ferner find die Großherzogin Alix und Prinzeſſin-Tochter, 
Erzherzogin Antoinette und die Prinzeſſin Thereſe von 
Baiern im Königlichen Sommerhoflager zu Pillnitz ein⸗ 
getroffen. 

— Sieit einigen Tagen befindet ſich der Kronprinz 
auf einer Reiſe zum Zwecke der Inſpektion des ſächſi⸗ 
ſchen (12.) Bundesarmeekorps. 

— Von der Feſtung Königſtein wurden geſtern 
als Arreſtaten drei Soldaten der dortigen Kgl. preu- 
ßiſchen Beſatzung unter der ſicheren Eskorte von vier 


bewaffneten Kameraden durch Dresden nach der Feſtung 
Torgau gebracht. Man erzählte ſich, daß ſie bei dem 
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dieſer Antwort hat der genannte Verein eine Verſamm⸗ 
lung der engliſchen Beſißzer öͤſterreichiſcher Staatspaplere 
auf nächſten Donnerſtag einberufen, um einen Ausſchuß 
zu erwählen, und mit den nöthigen Vollmachten zur 
Beſchützung der Intereſſen der öſterreichiſchen Staats- 
gläubiger in England zu verſehen. 

Florenz, 2. Juni. Die Kommiſſion für die 
Berathung der Finanzgeſetze hat ſich konſtitulrt. Ferrary 
wird Berichterſtatter ſein. Die Diskuſſion wird nächſte 
Woche beginnen. 

Petersburg, 30. Mal. Die Statue der 
Kaiſerin Katharina II., ein Werk des Bildhauers Mi- 
kochino iſt fertig, und wird in Petersburg demnächſt 
Die Statue iſt in Bronte gear- 
beitet und wird auf einem Sockel von finnländiſchem 
Granit ſtehen. 

Belgrad, 2. Juni. Die große National- 
Skuptſchina iſt zur Löſung der Verfaſſungsreformfrage 
durch ein Dekret der Regentſchaſt auf den 22. Juni 
einberufen. 

Newyork, 2. Juni. Motley's Erwiderung 
auf die Adreſſe der Handelskammer in Liverpool iſt hier 
ſehr günſtig aufgenommen worden. 

. Vommers. 

Stettin, 3. Juni. Beſondere Aufmerlſam⸗ 
keit verdient die zunehmende Thätigkeit, welche in letzter 
Zeit von Einwanderungs-⸗Agenten faſt aller amerikani⸗ 
ſchen Staaten, namentlich aber der früheren Sklaven- 
Staaten angewendet wird, um deutſche Auswanderer iu 
Maſſe dorthin zu führen. So ſoll neuerdings von 
einer Dampfſchifffahrts⸗Kompagnie ein Agent auf 5 
Jahre nach Deutſchland geſchickt worden ſein, um gegen 
50,000 Anſiedler nach Texas hinüber zu führen, deſſen 
Pläne auch um ſo weniger Garantie für das Wohl der 
Emigranten zu bieten ſcheinen, als ſelbſt von Seiten 
angeſehener Einwohner des Staates Texas gegen das 
gedachte Unternehmen Proteſt erhoben worden iſt. Von 
Selten der reſpektiven Agenturen wird vorzugswelſe den 
Auswanderungsluſtigen mitgetheilt, daß den betreffenden 
Inmigrationsgeſellſchaften große Strecken Staatslände⸗ 
relen unentgeltlich oder doch zu ganz billigen Preiſen 
überlaſſen worden ſeien, und daß zu den Koſten der 
Uleberfahrt von der Regierung des Einwanderungoſtaates 
oder der Inmigrationsgeſellſchaft ſelbſt eine Beihülfe ge⸗ 
währt werden ſolle. 
zum Theil auf Wahrheit beruhen, ſo iſt vor einem 
Eingehen auf derartige Anerbietungen doch dringend zu 
warnen. Im Allgemeinen müſſen die Einwanderer, 
welche auf Staatskoſten oder durch Vermittelung von 
Einwanderungs-Agenturen hierher geſchafft werden, be⸗ 
ſorgen, daß fie vorzugswelſe in Häfen ausgeſchifft wer⸗ 
den, wo ihnen kaum eine andere Wahl bleibt, als Län- 
dereien zu übernehmen, welche wegen der klimattſchen 
Verhältniſſe oder Nachtheile bisher vermieden oder doch 
nur unzureichend mit Anſtedlern beſetzt worden find. 
Sie werden in vielen Fällen die verſprochenen Vorleh⸗ 
rungen für ihre Aufnahme in den zur Anſledlung be⸗ 
ſtimmten Landſtrichen nicht finden und nichtedeſtoweniger 
aus Mangel an Reijemitteln genöthigt ſein, mit dem 
Gebotenen vorlieb zu nehmen. Dies Alles ſind Ge- 
fahren, welche bel dem immer noch zunehmenden Strome 
der Auswanderung in Deutſchland nicht genug gewür⸗ 
digt werden können. 

— Der Rittergutsbeſitzer Rittmeiſter a. D. von 
Somnitz auf Charbrow bei Vietzig in Hinterpommern 
iſt mit dem durch das Ableben des bisherigen Erbwür⸗ 
denträgers Majors v. Somnitz erledigten Erblämme- | 
reramt von Hinterpommern belehnt worden. 

— Geſtern Abend hat die erſte Sitzung der ge⸗ 
miſchten Kommiſſion in der hieſigen Feftungsfrage, 
ſtattgefunden. Dieſe Kommiſſion beſteht aus folgenden 
Magiftrats-Mitgliedern: Oberbürgermeiſter Burſcher, 


Bürgermeiſter Sternberg, Syndilus Gieſebrecht, 
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von uns neulich referirten Militär-Exzeß in Schandau Kämmerer Hoffmann, Stadträthe Karow, Theune 


und Dr. Schür, ſowie den Stadtverordneten: Tieſ⸗ 
ſen, Höpfner, Kreich, Dr. Wolff, Dr. Zacha⸗ 
rlae, Dr. Amelung, Bettenſtädt und Keil. 

— Geſtern Nachmittag machten die Mitglieder 
des unter Leitung des Herrn Muſik-⸗Direktors Dr. Lo- 
renz ſtehenden hieſigen Geſangvereins einen gemein- 
ſchaftlichen Ausflug nach Gotzlow. Sowohl im Blan- 
kenburg'ſchen Garten als auf dem Julo fanden Ge- 
ſangvorträge ſtatt, welchen das Publikum lebhafte Auf⸗ 
merkſamkeit zuwendete. Man unterhielt und belufligte 
ſich ſpäter noch auf mannigfache Weiſe und werden die 
gemeinſam verlebten Stunden gewiß für manchen eine 
angenehme Erinnerung bleiben. 

— Der Poſtillon Volkmann erfteute ſich geſtern 
Abend ſpät eines beſonderen Glückes. Derſelbe fand 
nämlich, als er nach Ankunft des letzten Berliner Zuges 
die Karlolpoſt fuhr, auf ſeinem Wege zum Poſtgebäude 
eine lederne Reiſetaſche, die ſein Vater, eln hleſiger 
Brieſträger, ſofort der Polizeibehörde zu überliefern be- 
abſichtigte. Bei feiner Ankunft im Centralbureau fand 
er dort indeſſen bereits einen Herrn vor, welcher in 
größter Beſtürzung über den ihn betroffenen Verluſt der 
Taſche denſelben ſoeben bei der Polizei angezeigt hatte 
und nun dem ehrlichen Finder eine Belohnung von 
5 Thlr. einhändigte. Eben ſo freudig erregt, wie der 
Herr, welcher ſo ſchnell und gewiß unerwartet, ſein 
Eigenthum wieder erlangt, war V. über die unverhoffte 
Erlangung der für ihn werthvollen Belohnung. 

— Der Arbeiter Karl Fr. Wilh. Runge, wel- 
cher über 2 Jahre bei einem Kaufmann auf der gr. 
Laſtadie als Hausknecht konditlonirte, ſtand ſchon län- 
gere Zeit hindurch in dem Verdacht, daß er nicht ehrlich 


Landleute aus Aubervillers, verlaſſen hatte, um einer 
Truppe von Seiltänzern zu folgen. Seitdem hatte man 
in ihrer Helmath nichts mehr von ihr gehört. — Ihr 
Vater, der Geſchäfte halber nach Paris gekommen war 
und unter der gaffenden Menge ſich befand, hatte ſie 
wieder erkannt und reklamirte ſie nun ohne Weiteres. 
Noch am ſelben Abende brachte er ſie wieder nach Auber⸗ 
ville zurück; wie lange er ſie aber wird halten können, 
iſt ſehr die Frage. 

London. (Thierſchutz.) Die Gewohnheit, den 
Affenpinſchern, Bulldogs und anderen Hundearten Ohren 
und Schwänze zu ſtutzen, um ihnen ein intereſſanteres 
Anſehen zu verſchaffen, hat hier auf Veranlaſſung des 
Thierſchutz⸗Vereins Anlaß zu gerichtlicher Prozedur ge⸗ 
geben. Der Thierſchutz-Verein hat darzulegen verſucht, 
daß dieſe Operation ein Akt der Grauſamleit ſei und 
nothwendiger Weiſe den Thieren einen außerordentlichen 
Schmerz verurſachen müſſe. — Der BVertheidiger des 
Angeklagten erinnerte an das Bild des Hofmalers Sir 
Edwin Landſeer, auf welchem die Hunde Ihrer Majeſtät 
der Königin gleichfalls mit abgeſchnittenen Ohren und 
Schwänzen fungirten; aber Sir Edwin, der bei den 
Verhandlungen zugegen war, erklärte mit Wärme, daß 
Ihre Majeſtät ſelber gegen die Gewohnheit proteſtire, 
und was ihn perſönlich anbetreffe, ſo habe er in ſeinem 
Gemälde eben nur eine herrſchende Mode wiederzugeben 
gehabt, aber jet nie des Willens geweſen, dieſem ſchänd⸗ 
lichen Mißbrauche der Thiere ſeine Zuſtimmung zu 
geben. — Der Richter hat nach ſeinem Ermeſſen die 
betreffende Gewohnheit, ſo häufig ſie auch ſei, doch als 
unter das Strafgeſetz fallend erklärt, und den Ange⸗ 
klagten zu einer leichten Geldbuße verurtheilt. 

— Amerikana. Ein Mord, der in der alten Welt 


ſei. Am 2. d. Mts., als er eben einen Geſchäftsgangſtets die größte Aufregung erzeugt, wird hier als etwas 


antreten wollte, wurde er von ſeinem Herren plötzlich 
angehalten und ihm eine Partie Cigarren ꝛc. abgenom- 
men, welche er aus dem Geſchäft entwendet. Eine 
weitere Nachſuchung führte auch zu der Entdeckung, 
daß R. ſich fortgeſetzt des Diebſtahls ſchuldig gemacht 
hat und wurden noch verſchiedene geſtohlene Sachen in 
ſeinem Beſitz gefunden. 


Theater⸗Nachrichten. 

Stettin. (Elyſiumtheater.) Pohls „Jongleur“, 
hier unter dem Titel: „die Kunſtreiter“ oder: „Leipzig 
und Berlin“ gegeben, hatte eine jo große Menge Schau- 
luſtige angezogen, daß das kleine Theater fie kaum auf- 
zunehmen vermochte. Einiges mag allerdings das an⸗ 
gekündigte Gaſtſpiel von drei Chineſen beigetragen haben, 
um die Schauluſt des Publikums in jo hohem Grade 
zu wecken. "Die tolle Poſſe iſt auch hier hinlänglich 
bekannt und bleibt uns nur übrig zu konſtatiren, daß 


Med) heute wieder urkomiſch wirkten und von den bei- 
den Soubretten, Frl. Knauer (Stolperkrone) und Frl. 
S. Roſée (Dörthe) ganz vortrefflich unterſtützt wur⸗ 
den. — Was die Produktionen der drei Mitglieder des 
„himmliſchen Reiches“ anbelangt, jo iſt nicht in Abrede 
zu ſtellen, daß dieſe recht hübſche und komiſche Piecen 
brachten, die mitunter zu rauſchendem Beifall Veran- 
laſſung geben, nur wäre zu wünſchen, daß das „Meſſer⸗ 
werfen“ im letzten Alt entweder ganz fortbliebe oder 
wenigſtens gekürzt würde, da dieſes Kunſtſtück unbedingt 
einen peinlichen Eindruck hervorrufen muß. — Die 
Poſſe gefiel wieder ganz außerordentlich und würde am 
Ende auch ohne chineſiſche Zuthat Epoche gemacht haben. 


Vermiſchtes. 

Berlin. Von Intereſſe dürfte die Nachricht 
ſein, daß die letzten amputirten Soldaten aus dem glor- 
reichen Kriege von 1866 erſt am Ende vorigen Mo- 
nats aus dem Königlichen Garniſonlazareth hierſelbſt in 
ihre Heimath entlaſſen ſind. Die Zahl der Amputirten 
von 5 Armeekorps, nämlich vom 2., 3., 5., 6. und 
Gardekorps und einzelne von den andern Armeekorps, 
welche nach Berlin dirigirt worden find, um lünſtliche 
Gliedmaßen zu erhalten, beläuft ſich auf ca. 118. Nun 
entſtand ein Streit, ob das amerikaniſche oder das 
deutſche Syſtem den Vorzug verdiene. Vier Lieferanten 
arbeiteten nach amerikaniſchem und nur zwei nach deut⸗ 


Wenngleich dieſe Anführungen ſchem Syſtem; doch ſcheint letzteres den Sieg davon 


getragen zu haben, da der Bandagiſt und Mechaniker 
Pfiſter hierſelbſt, welcher ſich desſelben bediente, allein 
für 58 Mann künſtliche Gliedmaßen geliefert hat. 

— Ein Bonmot, ob ganz neu oder ſchon älteren 
Datums? laſſen wir dahingeſtellt — wird uns befannt, 
das wir Oſfizierkreiſen nicht vorenthalten möchten. Auf 
die Frage: „Was find Selonde-Lieutenants-Epaulettes?“ 
antwortete Jemand ſehr geiftreih: „eine Sternwarte“. 
— Für nichtmilitäriſche Leſer jet bemerkt, daß der Pre- 
mier-Lieutenant einen, der Hauptmann zwei Sterne in 
den Epaulettes trägt. 

Paris. Auf der Place du Tröne find bekannt⸗ 
lich häufig Vorſtellungen von Gymnaſtilern, Jongleurs 
und anderen vagirenden Künſtlern in freier Luft. So 
fand auch neulich Abends eine große Schauſtellung ftatt, 
vorzüglich baſirt auf die Lazzis eines Hanswurſtes und 
die Tänze eiger in roſa Trikot gekleideten Ballerina. 
Eben hatten die Beiden einen raſenden Applaus errungen, 
als plötzlich ein Mann in den Vierzigern auf die Schau- 
bühne ſtürzte und zornig geſtlkullrte. — Man glaubte 
erſt, man habe es mit einem Irren zu thun, aber ſobald 
die junge Tänzerin den Mann erblickt hatte, ſtieß ſie 
einen Schrei des Entſetzens aus und ſuchte ſich nach 
der Bude hintinzuretten. Als ſie aber ſah, daß ihr der 
Weg abgeſchnitten ſei, fing fie, zum Staunen der Zu- 
ſchauer, die ſich den Auftritt nicht erklären konnten, 
bitterlich an zu weinen. — Nachher vernahm man, daß 
vor acht Jahren das junge Mädchen ihre Eltern, brave 
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ganz Alltägliches behandelt und von den Zeitungen in 
trockenem Geſchäftsſtyl referirt. So meldet die „Tenneſſee 
Staats-Z.“ in einer Nummer: Erſchoſſen. In Knor 
County wurde ein Herr Teiferteller, wie der „Knoxollle 
Whig“ ſchreibt, am letzten Sonnabend durch einen ge- 
wiſſen Mac Lin erſchoſſen. Sie waren früher gute 
Freunde und waren wegen einer Kleinigkeit mit einan⸗ 
der in Streit gerathen, weil eine Kuh Mac Lin's in 
Telfertellers Weizenfeld gerathen war und dieſer fie 
todtgeſchoſſen hat. Mac Lin ging darauf zu Teifer⸗ 
teller und remonſtrirte mit ihm. Dieſer drohte ihn 
niederzuſchießen und wandte ſich um, wie man glaubt, 
um ſeine Flinte zu ergreifen, worauf Mac Lin ſein 
Gewehr abfeuerte und jenen erſchoß. Mac Lin iſt 
noch nicht verhaftet worden. Die Sache erregt großes 
Aufſehen. Erſchoſſen. Geſternſ lief eine Drpeſche 
aus Hot Springs, Ark., von Richard Purſtear 
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oͤſt von Wm. 
erſchoſſen worden iſt. Der Leichnam iſt nach hier ge- 
ſandt worden. Man kennt die Urſache der Streitigkeit 
noch nicht. Das Auffinden einer Leiche im Fluſſe giebt 
zu der folgenden Notiz Veranlaſſung: „Man hat im 
Fluſſe eine Leiche gefunden, ganz in Stücke zerhackt und 
in einen Sack genäht.. .., Umſtände, welche jeden Ge⸗ 
danken an Selbſtmord ausſchließen.“ 


Wollbericht. 

Glogau, 31. Mai. Auf dem heute ſtattgefundenen 
Wollmarkte waren 1078 Centner zum Verkauf geſtellt 
worden. Die Wäſchen find im Allgemeinen als nur ſehr 
mittelmäßig zu bezeichnen. Das Schurgewicht ergiebt 
gegen das Vorjahr keine weſentliche Differenz. Als Käu⸗ 
fer hatten ſich nur einige Händler aus Breslau und Grün- 
berg, ſo wie ein Fabrikant aus Lennep und einige Fabri⸗ 
kanten aus Sorau und Sommerfeld eingefunden. Der 
Markt begann in flauer Stimmung, erſt im Laufe des 
Vormittags, nachdem die Produzenten ſich mit einer an⸗ 
ſehnlichen Preis⸗Reduktion vertraut gemacht, wurde das 
Geſchäft etwas lebhafter. Von dem zum Verkauf geſtell⸗ 
ten obigen Quantum find 675 Centner meiftens an Händ⸗ 
ler aus Breslau und Grünberg, ſo wie an Fabrikanten 
aus Leunep und Sagan mit einer Preis⸗Reduktion von 
15—20 Thaler gegen die vorjährigen Glogauer Markt- 
preiſe verkauft worden. Die gezahlten Preiſe variiren 
zwiſchen 44 bis 55 Thlr. Im Laufe des Marktes wurden 
ca. 200 Centner von den Eigenthümern aus dem Markte 
zurückgezogen, ca. 200 Ctr. fanden keine Käufer, weil wäh⸗ 
rend des Nachmittags eine entſchiedene flaue Stimmung 
die Oberhand gewann. 


Schiffsberichte. 
Swinemünde, 2. Juni. Angekommene Schiſſe: 
Martba, Siebert von Bordeaux. 


Börſen⸗Merichte. 

Stettin, 3. Juni. Wetter ſchön. Wind SW. 
Temperatur ＋ 16° R. 

Weizen matter, pr. 2125 Pfd. loco gelber inländ. 
66—69 * nach Qualität, bunter poln. 65 ½ —67¼ , 
weißer 68 —70 , ungar. 53 61 , 83—85pfd. Juni 
u. Juui-Juli 68, 67%, 9% bez. u. Br., 1 Gd., Juli⸗ 
Auguſt 69, 68½ „ bez. u. Gd., Sept.⸗Oktober 67%, 
Y A bez. u. Gd. . 

Roggen loco wenig verändert, Termine niedriger 
bezahlt, Schluß feſter, per 2000 Pfd. loco 52 — 53 . 
nach Qualität, feinſter 5314 bez, Juni 52½, 52, 
52% „ bez, Juni -⸗Juli 52, 51½, 51% 94 bez., 
Juli⸗Auguſt 50%, 50 bez., ½ Gd., Septbr.⸗Oktbr. 
49½ „ Br. u. Gd. 

Gerſte ohne Umſatz. . 

Hafer pr. 1300 Pfd. loco 32—34 , 47—50pfb. 
Juni 83% % Od., Juni⸗Juli 33 bez. u. Gd. 

Erbſen ſtille, per 2250 Pfd. loco Futter- 52 bis 
53½ , Koch- 55—57 . 

Mais per 100 Pfd. loco 61%, Au bez. 

Winterrübſen per Septbr.⸗Oktbr. 90 5% nom. 

Rüböl ſtill, loco 11Y,, % Br., per Juni u. Juni⸗ 
Juli 11% . Br. u. Gd., Septbr.⸗Oktober 11 ¼ . 
bez u. Br. 

Spiritus niedriger, loco ohne Faß 161%, IA 
bez, Juni u. Juni⸗Juli 1625, ½ % bez., Juli⸗Auguſt 
17 s bez. u. Br., Auguſt⸗Septbr. 17½, ½% . bez. 
u. Br., September ⸗Oktbr. 16%, % Br, 2 Gd. 

Angemeldet: 200 Wſpl. Weizen, 50 ip. Roggen. 
Regulirungs⸗Preiſe: izen 67¼, Roggen 
52%, Rüböl 11 ¼, Spiritus 16%, . | 
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